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Die politischen Interessen hinter einer sozial-
psychologischen Assoziierung von politischen 
Protest Äußernden mit Kriminellen sind 
durchsichtig. Dem entgegenzutreten heißt 
Schaden von unserer Demokratie wenden. 

Horst  Schüler-Springorum,  Strafrechtliche  As-
pekte zivilen Ungehorsams, in: Glotz  (Hrsg.), 
S. 95. 





Vorwort 

Die Thematik staatlicher Reaktion auf politisch zielgerichtete Taten 
bewegt sich im Spannungsfeld zwischen (Straf-)Rechtsdogmatik und 
Rechtspolitik. 

Die Idee zu dieser Arbeit entstand auf dem bisherigen Höhepunkt sozia-
ler Bewegungen in der (alten) Bundesrepublik Mitte der achtziger Jahre. 
Die Aktualität des Themas ist zeitlos. Sie wurde in jüngster Zeit erneut 
deutlich durch den Widerstand neuer Bürgerbewegungen gegen das SED-
Regime in der ehemaligen DDR. 

Angesichts der Schnelligkeit, mit der sich in diesen Tagen politische, 
staatliche und gesellschaftliche Situationen verändern, hat zwar - hoffent-
lich nicht nur vorübergehend - die unmittelbare Brisanz der Strafverfol-
gung politisch zielgerichteter Taten nachgelassen. Um so eher sollte es 
deshalb möglich sein, die kriminalpoitische und vor allem strafrechtsdog-
matische Relevanz des Themas zu erkennen und neue Lösungswege un-
voreingenommen aufzunehmen. 

Das Manuskript wurde im Januar 1990 abgeschlossen. Nachfolgende 
Literatur konnte nur noch bruchstückhaft,  neue Rechtsprechung bis Juli 
1990 berücksichtigt werden. Auf die Umwälzungen in der (ehemaligen) 
DDR konnte aus diesem Grunde ebensowenig eingegangen werden wie 
auf die Ergebnisse der sogenannten "Gewaltkommission11 der Bundesregie-
rung. 

Die Arbeit lag der Tübinger Juristenfakultät  im Sommersemester 1990 
als Dissertation vor. Sie wurde betreut durch die Professoren  Dres. Gün-
ther und Kernen 

Zum Gelingen dieser Arbeit haben viele beigetragen. Dank schulde ich 
zunächst meinem Lehrer, Herrn Prof.  Dr. Hans-Ludwig Günther, der 
meine wissenschaftliche Entwicklung in ungewöhnlicher Weise gefördert 
hat und mir wertvolle Anregungen und Freiraum für die eigene For-
schungsarbeit gab. Dank schulde ich auch Herrn Prof.  Dr. Kerner, der für 
mich stets ein offener  Ansprech- und Diskussionspartner war. Von un-
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schätzbarem Wert waren für mich die Anregungen, Diskussionen und 
Ermutigungen durch meine Freunde und Kollegen Bernd Wagner, Rainer 
Schmid und Manfred Weidmann. Dies gilt in besonderem Maße natürlich 
auch für meine Frau, die mich unermüdlich bestärkte und mich immer 
wieder auf den Boden der forensischen Praxis zurückholte. Großartige 
Unterstützung erhielt ich durch meine Kolleginnen und Kollegen am 
Lehrstuhl Brigitte Sick, Oliver Schlotz, Joachim Renzikowski, Ingrid Süh-
ring, Steffen  Fortun und Volker Haas, in deren Team ich mich viele Jahre 
sehr wohl fühlen durfte.  Mein Dank gilt schließlich nicht zuletzt meiner 
Mutter, die mir diese Ausbildung erst ermöglichte. 

Tübingen, im August 1990 Hansjörg Reichert-Hammer 
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Einführung 

I. Neue Protestbewegungen in der Bundesrepublik Deutschland 

Die noch junge Geschichte der Bundesrepublik ist geprägt von ungeheu-
ren Umwälzungen in Wirtschaft  und Technologie, in Politik und Gesell-
schaft. 

Eine flutwellenartige Umgestaltung des Alltagslebens durch immer neue 
Techniken (Computertechnologie, Automatisierung der Arbeitsprozesse, 
Gentechnologie) und immer größere Lebensbedrohungen (Umweltzerstö-
rung, neue Waffensysteme)  haben zu einem tiefgreifenden  Bewußtseins-
wandel in weiten Teilen der Bevölkerung beigetragen, die in einem 
demokratischen Staat immer selbstbewußter und kritischer Politik 
hinterfragen  und mehr Rechte der Mitgestaltung einfordern. 

Während die ersten beiden Nachkriegsjahrzehnte politisch weitgehend 
ruhig verlaufen, sich die große Mehrheit der Bevölkerung dem Wiederauf-
bau des Landes und dem Nachholen verlorener Jahre widmet, ändert sich 
dies schlagartig ab Mitte der sechziger Jahre, als die erste Nachkriegsgene-
ration an die Universitäten kommt: Die Studentenbewegung ist geboren. 

Bleibt die außerparlamentarische Opposition der sechziger Jahre aber 
noch weitgehend eine exotische Veranstaltung einer neuen Elite, entstehen 
seit den siebziger Jahren oppositionelle Bewegungen einer neuen Qualität. 
Der Bildungsboom hat breite Schichten der Bevölkerung erreicht, der neue 
Staat Bundesrepublik eine kritische Jugend hervorgebracht. 

Fast gleichzeitig entstehen die Friedens-, die Ökologie- und die 
Frauenbewegung1, die Solidaritätsbewegung mit der Dritten Welt und viele 
mehr. Die Grenzen des Wachstums, Rechte für Frauen, die Ausbeutung 
der Dritten Welt, die weltweite Bedrohung des Friedens sind Problem-
felder,  die schnell ins allgemeine Bewußtsein dringen. Auch die Gewerk-
schaften verändern ihr Gesicht im Zuge von Massenarbeitslosigkeit und 
härter werdender Verteilungskämpfe. 

1 Die sich freilich auf alte Wurzeln stützen können. 

2 Reichert-Hammer 
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Immer mehr Menschen engagieren sich außerhalb der eingefahrenen 
Gleise politischer Parteien, deren Ansehen gleichzeitig schwindet. 
Während es in den fünfziger  und sechziger Jahren dem Staat und den ihn 
tragenden politischen Kräften noch gelang, den Protest entweder zu 
absorbieren2 oder zu integrieren, organisieren und artikulieren sich die 
heutigen Protestbewegungen dauerhaft  außerhalb der politischen Parteien. 
Sie wollen mitreden und politische Mitverantwortung übernehmen. Sie 
wollen die Politik kontrollieren und Widersprüche zwischen Volkswillen 
und offizieller  Politik frühzeitig verhindern. 

Auf diese Entwicklung ist unsere Verfassung nicht vorbereitet. Der 
Verfassungsgeber  zweifelte am demokratischen Bewußtsein und der 
demokratischen Reife des Volkes. Als das Grundgesetz geschaffen  wurde, 
war es vor allem das Trauma der Weimarer Republik, das die Aufnahme 
plebiszitärer Elemente in die Bundesverfassung verhinderte und zu einer 
einseitigen Überfrachtung  des Repräsentativsystems führte. So sehen wir 
uns heute mit einer Situation konfrontiert,  die Bürgern außerhalb von 
Wahlen und dem Engagement in Parteien keine wirksamen und direkten 
Artikulations- und Mitspracherechte einräumt. 

Nur ganz ansatzweise und allmählich werden Elemente direkter 
Bürgerbeteiligung in die Rechtsordnung aufgenommen, wobei hier vor 
allem die Rechtsprechung eine Vorreiterrolle  übernimmt. Ein Beispiel ist 
die Ausgestaltung von verwaltungsrechtlichen Verfahrensrechten  als 
subjektive, d.h. einklagbare öffentliche  Rechte, die erst vor wenigen Jahren 
durch das BVerfG anerkannt wurden.3 

Wie notwendig solche Beteiligungsrechte sind und wie begierig sie von 
den Bürgern aufgenommen werden, zeigt z.B. das Genehmigungsverfahren 
für die Wiederaufarbeitungsanlage  für Kernbrennstoffe  in Wackersdorf,  in 
dem von mehr als 800.000 (!) Menschen Einwendungen erhoben wurden. 
Ebenso deutlich wird dies bei der großen Zahl kommunaler Bürgerbe-
gehren, mit denen vielfach eine Korrektur der "offiziellen"  Politik gelingt, 
Großprojekte verhindert, Gemeinden vor Überschuldung bewahrt werden. 
Aber auch dort, wo Bürgerbegehren keinen Erfolg haben, kommt ihnen 
ein nicht zu unterschätzender Befriedungseffekt  zu. 

In diesem Sinne verlangen die großen Oppositionsbewegungen auch 
größere Mitspracherechte im Bund, wie sie in anderen entwickelten 

2 Soweit er nicht in den terroristischen Untergrund ging. 
3 Vgl. als vorerst letzten Meilenstein nun auch das Urteil des BVerwG v. 31.10.90, Az. 4 C 7.88: 

Klagebefugnis von Naturschutzverbänden bei Verletzung ihrer Beteiligungsrechte nach dem 
Bundesnaturschutzgesetz. 
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Demokratien, z.B. der Schweiz, existieren. Solcherlei Bürgerpartizipation 
wie überhaupt Elemente direkter Demokratie sind der Bundesverfassung 
nach wie vor fremd. Mehrheiten, dies zu ändern, sind nicht in Sicht. 

Aus diesem Verfassungsdefizit  entsteht für die oppositionellen Bewegun-
gen ein strukturelles Problem: Zu vielen Sachthemen gelingt es ihnen zwar 
- oft mit Hilfe spektakulärer Aktionen (z.B. von Greenpeace) - eine 
Mehrheit der Bevölkerung für sich zu gewinnen. Es existieren aber nur 
höchst ungenügende Möglichkeiten, diese tatsächlich vorhandenen 
Mehrheiten in politische  Mehrheiten umzusetzen. 

Immer häufiger und immer heftiger kommt es deshalb zum Konflikt 
zwischen außerparlamentarischen Bewegungen und den verfassungsmäßig 
vorgesehenen Entscheidungsträgern. Allen Bewegungen sind dabei zwei 
Dinge gemein: In ihrer großen Mehrheit bejahen sie den demokratischen 
Rechtsstaat. Sie berufen sich auf die freiheitlich demokratische Grundord-
nung und stellen an sie die Forderung: "Mehr Demokratie wagen." 
Einzelnen, für verhängnisvoll erkannten staatlichen Sachentscheidungen 
setzen sie aber vehementen Widerstand entgegen. Dieser Widerstand 
durchschreitet dabei mehrere Phasen4. Elementares Element ist immer 
auch der Kampf ums Recht. Bleibt der Protest jedoch ungehört, kommt 
es fast immer auch zu begrenzten straftatbestandsmäßigen Handlungen. 

Heute stehen wir deshalb vor einem Ringen gesellschaftlicher Kräfte, 
dessen Ausgang noch nicht abzusehen ist. Zu beobachten ist, daß mit dem 
Argument höchster Dringlichkeit in den letzten Jahren gegen den heftigen 
Widerstand betroffener  Bevölkerungskreise Großprojekte durchgesetzt, 
neue Techniken oder Waffensysteme  eingeführt  wurden, die zum Teil nur 
wenig später unter dem Druck der Öffentlichkeit  wiederaufgegeben werden 
mußten. Beispiele hierfür  sind die Abrüstung der atomaren Mittelstrek-
kenraketen sowie die Stillegung der Atomanlagen in Wackersdorf,  Kalkar 
und Hamm-Uentrop. 

Hinter dieser gesellschaftlichen Auseinandersetzung stehen letztlich zwei 
staatspolitische Auffassungen,  die am Ende dieses Jahrtausends weltweit 
miteinander im Widerstreit liegen. Calliess 5 hat sie, freilich pointiert, 
skizziert: 

4 Hierzu: Leinen in Glotz (Hrsg.), S. 23. 
5 Calliess, (FDP-interne) Stellungnahme zur Neuffassung des Nötigungstatbestandes vom 8.3.1988, 

S. 1. 


